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NAUMBURG Fahrten auf Saale
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ANSICHTSSACHE

Rätselhafte Schuhe
WarumWerbung stets ein Quell der Freude und Nachdenklichkeit ist.

Wiewäre dieWelt ohneWerbung?
Öd und leer! Manche dieser ver-
kaufsfördernd gedachten Bot-
schaften begleiten einen ein Leben
lang. So wie die Meldung jener
Frau, die in den 70er Jahren, als die
Damenfeinstrumpfhose ihren Sie-
geszug antrat, im Fernsehen ver-
zweifelt ausrief: „Mein Hüfthalter
bringt mich um!“

Darauf muss man erst einmal
kommen. Heute spielt sich Wer-

bung zunehmend in den soge-
nannten Sozialen Medien ab. Ge-
rade arbeitet ein Hersteller von
Schuhwerk massiv am Käuferfang.

„Diese Barfußschuhe stürmen
das Internet“, war gerade auf Face-
book zu lesen. Da wirdman natür-
lich hellhörig: Ob die abgebildeten
Soft-Treter denn auch zur Erstür-
mung von Feld, Wald und Flur ge-
eignet sind und nicht nur für das
weltweite Netz? Die Firma will jeg-

lichen Zweifel sofort zerstreuen:
„32,862 + Glückliche Kunden“ ju-
belt es aus der Anzeige. Nun wol-
len wir hier nicht über Groß- und
Kleinschreibung streiten. Wer hält
sich noch mit derlei Peanuts auf?

Aber die drei Stellen nach dem
Komma, das der Zahl „32“ folgt,
geben doch Rätsel auf. Ist etwa
eine gespaltene Persönlichkeit da-
bei? Dann mögen die Schuhe hof-
fentlich helfen. Andreas Montag

LEIPZIG/MZ. Gut zwei Jahre
nach den Antisemitismusvor-
würfen von Gil Ofarim gegen
einen Leipziger Hotelmitarbei-
ter hat der Prozess gegen den
jüdischen Musiker begonnen.
Der 41-Jährige sitzt wegen fal-
scher Verdächtigungen und
Verleumdung auf der Anklage-
bank im Leipziger Landgericht.
Die Staatsanwaltschaft wirft
ihm vor zu lügen, Ofarim äu-
ßert sich dazu nicht. Im Okto-
ber 2021 hatte Ofarim schwere
Antisemitismusvorwürfe gegen
einen Mitarbeiter eines Leipzi-
ger Hotels erhoben. Seite 3

Gil Ofarim
schweigt

BERLIN/MAGDEBURG/JS. Sach-
sen-Anhalts Ministerpräsident
Reiner Haseloff (CDU) hat sich
größtenteils zufrieden gezeigt
mit dem Ergebnis der Bund-
Länder-Gespräche zur Migra-
tionspolitik. In den zähen Ver-
handlungen in der Nacht zu
Dienstag habe er mehrmals ge-
glaubt, ein Abbruch stehe kurz
bevor. „Gut, dass wir zusam-
mengeblieben sind“, sagte Ha-
seloff am Dienstag. Die Bund-
Länder-Runde beschloss stren-
gere Regeln für Asylbewerber,
zudem soll der Bunddie Länder
mit mehr Geld für Unterbrin-
gung und Versorgung von Mi-
granten unterstützen.

Anders als bisher sollen Asyl-
bewerber eine bundesweit ein-
heitliche Bezahlkarte statt Bar-
geld erhalten. Haseloff forderte
eine schnelle Einführung dieses
Kartensystems: Es soll sicher-
stellen, dass Flüchtlinge staatli-
che Hilfsgelder tatsächlich für
den eigenen Bedarf ausgeben
und das Geld beispielsweise
nicht an Schleuser-Organisatio-
nen geht. „Wir sind da inhaltlich
weiter, alsman denkt“, sagteHa-
seloff über die Vorbereitungen.
Es gebe schon Gespräche mit
dem Sparkassenverband zur
zügigen Umsetzung. „Das muss
deutschlandweit nach gleichen
Spielregeln laufen“, betonte der
Wittenberger. Bereits am 31. Ja-
nuar solle das neuenKartensys-
tem reif sein. Politik und Seite 8

Haseloff will
schnellen Start
der Bezahlkarte
Regierungschef lobt
Einigung zuMigration.

LEIPZIG/DPA. Das Bundesver-
waltungsgericht hat Sterbewilli-
gen den Zugang zu einer tödli-
chen Dosis Betäubungsmittel
versperrt. Das Betäubungsmit-
telgesetz, das keine Erlaubnis
zum Erwerb des Mittels Na-
trium-Pentobarbital vorsieht,
verstoße nicht gegen das Recht
Einzelner auf selbstbestimmtes
Sterben, so das Gericht. Es gebe
andere Wege für Sterbewillige,
dem eigenen Leben ein Ende zu
setzen. Zudem seien die Gefah-
ren für die Bevölkerung, die von
dem Mittel ausgingen, sehr
hoch. Politik und Seite 8

Enge Grenzen
für den Freitod

AfD ist „gesichert rechtsextrem“

VON HAGEN EICHLER

MAGDEBURG/MZ.Der Landes-Ver-
fassungsschutz hat den AfD-Lan-
desverband Sachsen-Anhalt als
„gesichert rechtsextremistische“
Bestrebung eingestuft. Das erklär-
te Behördenchef Jochen Holl-
mann am Dienstag in Magdeburg.
Nach der Thüringer AfD unter
ihrem Vorsitzenden Björn Höcke
ist er der zweite Landesverband,
der eine solche Einstufung erhält.
Die Partei darf nun noch leichter
mit nachrichtendienstlichen Mit-
teln wie Observation oder Abhö-
ren beobachtet werden.

DerVerfassungsschutz, in Sach-
sen-Anhalt eine Abteilung des In-
nenministeriums, traf seine Ent-
scheidung bereits AnfangOktober.
Grundlage sei eine mehr als
100 Seiten dicke Materialsamm-
lung. „Wir haben Hunderte von
Belegen dafür, dass wir den AfD-
Landesverband Sachsen-Anhalt
als gesichert rechtsextremistische
Bestrebung einstufen können und
auch müssen“, sagte Hollmann.
„Wir haben keinerlei Ermessen.“

Die Partei greife kontinuierlich
Grundprinzipien der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung

Nach Thüringen erklärt auch Sachsen-Anhalt die AfD zu einer extremistischen Organisation.
Grundlage ist eine dicke Belegsammlung. Welche Folgen die Entscheidung hat.

an. So strebe die AfD ein ethnisch
homogenes Staatsvolk an und
grenze Menschen aufgrund ihrer
Herkunft oder Religion aus. „Mi-
granten werden als ‚Invasoren‘,
‚Eindringlinge‘ und ‚kulturfremde
Versorgungsmigranten‘ diffamiert
oder deutsche Staatsbürger mit
Migrationshintergrund als ‚Pass-
deutsche‘“, sagte Hollmann. Eine
solche Abwertung spreche die

Menschenwürde ab. Zugleich sei
die Partei bestrebt, das demokrati-
sche System verächtlich zu ma-
chen. Dazu zählt der Verfassungs-
schutz, dass die Bundesrepublik
mit Diktaturen gleichgesetzt wer-
de sowie die Pandemiemaßnah-
men mit der Judenverfolgung im
Dritten Reich. Zudem würden
antisemitisch besetzte Begriffe wie
„Globalisten“ oder „neue Weltord-
nung“ eingesetzt – beides sind
Codewörter für eine angebliche
jüdische Verschwörung.

Der AfD-Landesverband hat
nach eigenen Angaben gut
1.600 Mitglieder. Für diese hat der
neue Status keine direkten Konse-
quenzen. Ob sie für den Staats-
dienst oder für den Waffenbesitz
geeignet sind, muss weiter im Ein-
zelfall überprüft werden. Aller-
dings darf der Verfassungsschutz
seine Erkenntnisse über dieAfDab
sofort im Verfassungsschutzbe-
richt darlegen. Dort taucht die
Partei bislang nicht auf.

Im Januar 2021 hatte die Behör-
de den AfD-Landesverband be-
reits als rechtsextremistischen
„Verdachtsfall“ eingestuft, was die-
ser durch Anrufung des Verwal-
tungsgerichts Magdeburg unter-

sagen lassen wollte. Im März 2022
lehnte das Gericht einen Antrag
auf einstweilige Anordnung je-
doch ab. Es zeigte sich überzeugt
davon, dass das vom Verfassungs-
schutz gesammelte Material das
antidemokratische und men-
schenwürdefeindliche Agieren der
Partei belege. Die jetzige Einstu-
fung als „gesichert rechtsextremis-
tische“ Bestrebung stützt sich auf
neu gesammelte Aussagen aus
2021 und 2022. Der Verfassungs-
schutz macht seine Material-
sammlung nicht öffentlich. Man
habe aber überwiegend Quellen
wie Reden auf Marktplätzen, Vi-
deos oder Facebook-Äußerungen
ausgewertet, so Hollmann. „Mit
der Einstufung des AfD-Landes-
verbands als gesichert rechtsex-
tremistisch kann keiner mehr sa-
gen, er hätte es nicht gewusst.“

AfD-Landeschef Martin Rei-
chardt sagte, die Vorwürfe seien
„haltlos“ und politisch gesteuert.
„Wir werden gegen diese Einstu-
fung die notwendigen juristischen
Schritte einleiten“, kündigte er an.
AfD-Fraktionschef Oliver Kirch-
ner sagte: „Es interessiert mich
nicht, was der Verfassungsschutz
behauptet.“ Kommentar Seite 8

JochenHollmann
Leiter des Verfassungsschutzes
FOTO:DPA

„Keiner kann
mehr sagen,
er hätte es
nicht gewusst.“
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Für Pflanzen,die einen eher sau-
ren Boden mögen, eignet sich
unter anderem Kaffeesatz als
Dünger. Dazu zählen zum Bei-
spiel Petunien, Zitruspflanzen
oder Rhododendron. Der Kaf-
fee wird am besten getrocknet
und dann auf den Beeten ver-
teilt. Er lässt sich ebensomit der
Erde für Töpfe oder Kästen ver-
mischen. Ratgeber

Kaffeesatz taugt
als Dünger

GEDANKENZUMTAG

„Wenn der Hass der
Menschen inElektri-
zität umgewandelt
werden könnte,
würde die ganze
Welt leuchten.“
Nikola Tesla
Erfinder und Physiker
1856bis 1943

MZ-LESERFORUM

AmMittwoch, 8. November,
sitzen von 10 bis 12Uhr Exper-
ten derDeutschen Renten-
versicherungMitteldeutsch-
land am Lesertelefon. ZuWit-
wenrente, Grundrente oder
Zuverdienst beraten Gundula
Sennewald, Paula Specht, An-
drea Stroisch und Silva Rothe.

Rufen Sie kostenfrei an:
0800 6449 085-40, -41, -42
und -43

WETTER AM MITTWOCH

Morgens Mittags Abends

12° 7°

WETTER AM DONNERSTAG

Morgens Mittags Abends

12° 7°

Fast wie barfuß! FOTO: DPA

AfD-Landesvize Hans-Thomas Tillschneider rief bereits zum „Krieg“ gegen die Bundesregierung auf. Solche Aussagen hat der Verfassungsschutz analysiert. FOTO: DPA
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Bundestag ist schuld
amDilemma
THORALF CLEVEN analysiert das Urteil zum selbstbestimmten Sterben.

Die Richter des Bundes-
verwaltungsgericht ha-
ben es bestätigt: Das Be-

täubungsmittelgesetz, das kei-
ne Erlaubnis zum Erwerb von
Natrium-Pentobarbital vor-
sieht, verstößt nicht gegen das
Recht des Einzelnen auf selbst-
bestimmtes Sterben. Es gebe
dafür andere Mittel und Wege.
Das Leipziger Urteil ist keine
Entscheidung gegen Sterbewil-
lige. Es ist ein Urteil, das vor den
Gefahren schützen will.

Die Kläger wollten nicht pas-
sive oder indirekte Sterbehilfe
einfordern, sondern sie verlan-
gen, das Gift quasi vorsorglich
lagern zu können, um sich bei
einer Verschlechterung ihres
Zustands selbst zu töten. Solan-
ge Patienten die Mittel selbst
einnehmen, handelt es sich um
assistierten Suizid, der nicht

mehr verboten, aber aufgrund
fehlender Neuregelungen des
Bundestages auch nicht aus-
drücklich erlaubt ist. Die Rich-
ter haben sich aus der Grauzo-
ne manövriert, indem sie die
Gefahren für die Bevölkerung,
die von Erwerb und Aufbewah-
rung des Mittels ausgehen, als
sehr hoch einschätzten.

Man kann das Urteil inhalt-
lich als juristische Spitzfindig-
keit abtun und den Richtern
Hartherzigkeit gegenüber
Schwerstkranken vorwerfen.
Verantwortlich für das Dilem-
ma ist aber die Unschlüssigkeit
des Bundestags bei diesemThe-
ma. Wo jedoch keine Regeln
gelten, blühen die illegale Ge-
schäfte. Politik

Den Autor erreichen Sie unter:
redaktion.politik@mz-web.de
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Das Umsteuern
war notwendig
EVAQUADBECK sieht dieWende in derMigrationspolitik positiv.

Die Vereinbarungen zur
Migrationspolitik zwi-
schen Bund und Län-

dern waren eine schwere Ge-
burt –mitWehen bis in den frü-
hen Morgen im Kanzleramt.
Die zähen Stunden der Ver-
handlungen sind aber unerheb-
lich, wenn am Ende ein wirksa-
mes Ergebnis steht, das dauer-
haft von allenmitgetragen wird.
Danach sieht es nun aus.

Die Gangart in der Migra-
tionspolitik hatte sich schon vor
Montag verschärft – beispiels-
weise durch die vom Bundesin-
nenministerium auf den Weg
gebrachten neuen Abschiebe-
regeln und die bereits laufen-
den Grenzkontrollen. Mit dem
17-seitigen Papier, das unter an-
derem die verstärkten Grenz-
kontrollen als dauerhaft bekräf-
tigt, beschleunigte Asylverfah-
ren vorsieht und auch bei den
Leistungen für Asylsuchende
ansetzt, konnten sich Bund und
Länder nun auf substanzielle
Änderungen einigen. Es sind
klare Verschärfungen, die Wir-
kung entfalten werden, wenn
die entsprechenden Gesetze
tatsächlich zügig auf den Weg
gebracht werden.

Von einem „historischenMo-
ment“ zu sprechen, wie es der
Kanzler tat, ist sicherlich über-
trieben. Lautstark die Bilanz zu
ziehen, das reiche alles nicht,
wie es von der Union tönte,
wird den Ergebnissen aber
auch nicht gerecht. Zumal na-
tionale Maßnahmen alleine oh-
nehin nicht ausreichen, um in
den Herkunftsländern das Si-
gnal zu setzen, dass keine
Chance auf legale Einwande-
rung hat, wer sich aus ökono-
mischen Gründen auf den Weg
nach Europa macht.

Deutschland ist in der Mig-
rations- und Integrationspolitik
zu lange zu lax und zu blauäu-
gig gewesen. Ein Umsteuern
war notwendig. Nun sollte aber
auch nicht das Kind mit dem
Bade ausgeschüttet werden. Im
Gegenteil: Es braucht eine Poli-
tik, die dem Slogan von Huma-
nität undOrdnung endlich glei-

chermaßen gerecht wird. Die
nun getroffenen Vereinbarun-
gen sind dafür eine brauchbare
Vorlage. Für die Stimmung im
Land und den Zusammenhalt
der Gesellschaft ist es nicht nur
vonnöten, dass Bund und Län-
der diese Maßnahmen prak-
tisch umsetzen. Zwingend wäre
es auch, dass die Verantwortli-
chen in der Kommunikation an
einemStrang ziehen und das Si-
gnal aussenden: In der Migra-
tionspolitik gibt es eine Wende,
und sie wird vollzogen.

Die Landtagswahlen in Hes-
sen und Bayern waren aus-
schlaggebend dafür, dass die
Ampel-Regierung in der Migra-
tionspolitik eine Kurskorrektur
vorgenommen hatte. Alle drei
Parteien waren von denWähler
abgestraft worden. Zudem zeig-
ten die Ergebnisse in Hessen,
dass die AfD auch imWesten
angekommen ist. Die Analysen
derWählerwanderungen beleg-
ten, dass die Migrationsfrage
tatsächlich denHauptgrund für
den Ruck nach rechts darstellt.
Die Bundesregierung hatte also
gar keine andereOption, alsmit
einer Wende in der Asylpolitik
das Zeichen zu setzen: Wir ha-
ben verstanden. Umso wichti-
ger wäre es, dass es dem Kanz-
ler nicht nur gelingt, ein ordent-
liches Konzept in der Migra-
tionspolitik vorzulegen, son-
dern die Opposition und die
Länder so weit mitzunehmen,
dass man die Ergebnisse auch
gemeinsam als Erfolg verkauft.

Wirklich Aufbruchstim-
mung hat Scholz mit seinem
Deutschlandpakt, in dem die
Themen Planungsbeschleuni-
gung und Migration verquickt
wurden, nicht erzeugt. Dabei
sind beide Vorhaben absolut
zentral, um Deutschland aus
der aktuellen Wirtschafts- und
der politischen Stimmungskrise
herauszuholen. Möge die Um-
setzung der Beschlüsse besser
gelingen als ihre Kommunika-
tion darüber. Politik

Die Autorin erreichen Sie unter:
redaktion.politik@mz-web.de
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Zu „Freispruch bleibt für immer“,
Thema: Freigesprochener Mord-
verdächtiger darf nicht erneut an-
geklagt werden
MZ vom 1. November
Für mein Rechtsverständnis ge-
hören die zu diesem skandalösen
Urteilsspruch gelangten Richter
auf die Anklagebank, da sie das
Recht beugen – das Recht der
Opfer auf Gerechtigkeit. Wenn
es, wie die fortschreitende Wis-
senschaft gezeigt hat, neue Me-
thoden zur Beweisführung
(DNA-Bestimmung) gibt, muss
es zum Gesetz werden, diese
auch anzuwenden. Auch das
deutsche Grundgesetz kann
nicht für alle Zeiten in der jetzi-

gen Form in Stein gemeißelt Be-
stand haben. Die Welt und man-
che Sachlagen ändern sich im
Laufe von Jahren und demmüss-
te Rechnung getragen werden.
Hannelore Heubner, Dessau

Zu „AfD-Bürgermeister geht
gegen Medien vor“, Thema: Han-
nes Loth will sich gegen „böswilli-
ge“ Schlagzeilen wehren
MZ vom 28. Oktober
Wirklichkeit lässt sich nicht
durch „markige“ Sprüche und
große Versprechungen verän-
dern. Hannes Loth ist in der
Wirklichkeit angekommen und
muss feststellen, dass sich mit
den Rezepten des Populismus

(was anderemachen, istMist; wir
haben Recht und können alles
besser) weder in der Kommunal-
politik noch woanders ein nahr-
haftes Gericht herstellen lässt.
Menschen wählen Populisten,
merken dann aber, dass die
„Heilsbringer“ kein Heil bringen.
Die Kita wird teurer. Der Fach-
kräftemangel lässt sich nicht da-
durch beseitigen, dass wir alle
Ausländer ausweisen. Das merk-
te Italiens Premierministerin Gi-
orgia Meloni, die 500.000 Men-
schen nach Italien holen will, da-
mit die Wirtschaft wächst. Im
Kleinen wie im Großen: Großes
Maul und nichts dahinter.
Siegfried von der Heide, Halle

ZAHLDES TAGES

14.800
Tonnen Gänsefleischwurden laut Statistischem Bundesamt im
Jahr 2022 nach Deutschland importiert. 2021 waren es demnach
noch 18.200 Tonnen. Innerhalb von zehn Jahren sei die Menge
sogar um knapp ein Drittel (32,8 Prozent) gesunken, hieß es an-
lässlich des bevorstehendenMartinstages (11. November).

WORTWÖRTLICH

Wayne Rooney
„Als ich Anfang 20 war, war Alkohol meine Befreiung. Ich ging
nach Hause, verbrachte dort ein paar Tage und verließ das Haus
nicht. Ich trank, bis ich fast ohnmächtig wurde. Ich habe nicht in
der Nähe von Leuten sein wollen.“ FOTO: DPA

Der englische Ex-Fußball-Nationalspieler über den Karrierebeginn

KALENDERBLATT

8. November 1939
Anschlag: Im Bürgerbräukeller in München scheitert der Versuch
des Schreiners Georg Elser, Adolf Hitler mittels einer selbstge-
bauten Bombe zu töten. Der Einzeltäter wird wenig später beim
Versuch verhaftet, in die neutrale Schweiz zu fliehen. Nach fast
sechs Jahren KZ-Haft wird Elser 1945 hingerichtet.

Die Gefahr von rechts
Ja, die Landes-AfD ist extremistisch. Ein Verbot ist dennoch nicht in Sicht.

Und nun? Was bringt das
jetzt? Das sind die Fra-
gen, die sich nach der

Verfassungsschutz-Entschei-
dung zum AfD-Landesverband
Sachsen-Anhalt viele Menschen
stellen werden. Nach einer lang-
wierigen Prüfung ist die Partei
nun also amtlich als rechtsextre-
mistisch eingestuft. Unmittelba-
re Folgen hat das aber kaum. Die
AfD wird nicht verboten, sie darf
weiter agitieren, an Wahlen teil-
nehmen und staatliche Parteien-
finanzierung empfangen. Was al-
so soll das Ganze?

Dass die führenden Politiker
der Landes-AfD zentralen Wer-
ten des Grundgesetzes den
Kampf angesagt haben, kann kei-
nen wundern, der Nachrichten

verfolgt. Die AfD sucht keine Lö-
sungen für politische Probleme,
sie markiert Feinde. Herabwür-
digende Formulierungen durch-
setzen die Reden im Landtag, sie
werden Tag für Tag in den Dis-
kurs geträufelt. Noch weitaus be-
klemmender ist der Eindruck,
den man bei öffentliche Kundge-
bung der Partei gewinnt: Der gei-
fernde, hasserfüllte Duktus wird
dem der historischen National-
sozialisten immer ähnlicher. Na-
türlich ist der AfD-Landesver-
band extremistisch. Der Verfas-
sungsschutz konnte zu keinem
anderen Urteil kommen.

Die Zitatensammlung, auf die
sich die Behörde stützt, kann
eines Tages auch in einem Ver-
botsverfahren eine Rolle spielen.

Für die nahe Zukunft ist das aber
nicht zu erwarten. Der Antrag
müsste von einem der Verfas-
sungsorganeBundestag, Bundes-
rat oder Bundesregierung kom-
men – und diese würden sich
stets dem Verdacht aussetzen,
eine unliebsame Konkurrenz
ausschalten zu wollen. Also
bleibt es der demokratischen
Mehrheit der Wähler überlassen,
den Vormarsch der Extremisten
aufzuhalten. Hilfreich wäre es,
wenn der Verfassungsschutz sei-
ne Materialsammlung und die
Bewertung veröffentlichen wür-
de. So manchem würde das die
Augen öffnen. Seite 1
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Hagen Eichler
Landtagskorrespondent

„Die AfD sucht
keine Lösungen
für politische
Probleme, sie
markiert Feinde.“

Zu „Mangel trotz Leerstands“, The-
ma:Obwohl in Sachsen-Anhalt vie-
le Wohnungen nicht vermietet
sind, ist es vor allem für Familien
nicht leicht, eine passende Bleibe
zu finden
MZ vom 30./31. Oktober
Es ist schön, dass es in Sachsen-
Anhalt einen Direktor des Ver-
bands für Wohnungswirtschaft
gibt. Aber wozu eigentlich? Es ist
festzustellen, dass es in Sachsen-
Anhalt einen Leerstand von
32.000 Wohnungen gibt. Das ist
eine für mich nicht nachvollzieh-

Mieterhöhungen aus Geldgier
bare Zahl – allein schon wegen
der übergroßen Nachfrage nach
Wohnraum. Was sagen die gro-
ßen Wohnungsgesellschaften
zum Beispiel in Halle konkret da-
zu? Und was gedenken sie zu
tun? Bleistifte dürften nun genug
angespitzt sein, also ran an das
Problem! Warum zieht es einen
Großteil der Menschen in die
Städte? Vielleicht wurden die
ländlichen Gemeinden bewusst
und vorsätzlich vernachlässigt.
Die Versorgung und die Infra-
struktur auf dem Lande sind im-

mer weniger gewährleistet – aus-
schließlich aus Kostengründen.
Sind wir nun ein Sozialstaat oder
nicht? Man zäumt das Pferd von
hinten auf, wenn man sagt, die
Nachfrage nach den vorhande-
nen Wohnungen sei nicht mehr
da, weshalb man abreißen muss.
Und dass für die Schaffung or-
dentlicher Strukturen auf dem
Land kein Geld vorhanden sei,
stelle ich absolut infrage. Geld ist
in Deutschland im Überfluss
vorhanden. Es wird mit großen
Händen überschwänglich ausge-

geben. Viele würden gerne grö-
ßere Wohnung gegen kleinere
tauschen. Das geht aber nicht,
weil die kleinere Wohnung nicht
selten ebenso teuer oder gar teu-
rer ist. Mit jedemWechsel wird
die Miete erhöht. Warum? Geld-
gier? Das soll sozial und volks-
nah sein? Wohnungstausch
gleich Vertragstausch – das wäre
die Lösung. Das aber geht nur in
Österreich und nicht im Büro-
kratie-Staat Deutschland.
Eckhard Vater
Halle
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Bundestag ist schuld
amDilemma
THORALF CLEVEN analysiert das Urteil zum selbstbestimmten Sterben.

Die Richter des Bundes-
verwaltungsgericht ha-
ben es bestätigt: Das Be-

täubungsmittelgesetz, das kei-
ne Erlaubnis zum Erwerb von
Natrium-Pentobarbital vor-
sieht, verstößt nicht gegen das
Recht des Einzelnen auf selbst-
bestimmtes Sterben. Es gebe
dafür andere Mittel und Wege.
Das Leipziger Urteil ist keine
Entscheidung gegen Sterbewil-
lige. Es ist ein Urteil, das vor den
Gefahren schützen will.

Die Kläger wollten nicht pas-
sive oder indirekte Sterbehilfe
einfordern, sondern sie verlan-
gen, das Gift quasi vorsorglich
lagern zu können, um sich bei
einer Verschlechterung ihres
Zustands selbst zu töten. Solan-
ge Patienten die Mittel selbst
einnehmen, handelt es sich um
assistierten Suizid, der nicht

mehr verboten, aber aufgrund
fehlender Neuregelungen des
Bundestages auch nicht aus-
drücklich erlaubt ist. Die Rich-
ter haben sich aus der Grauzo-
ne manövriert, indem sie die
Gefahren für die Bevölkerung,
die von Erwerb und Aufbewah-
rung des Mittels ausgehen, als
sehr hoch einschätzten.

Man kann das Urteil inhalt-
lich als juristische Spitzfindig-
keit abtun und den Richtern
Hartherzigkeit gegenüber
Schwerstkranken vorwerfen.
Verantwortlich für das Dilem-
ma ist aber die Unschlüssigkeit
des Bundestags bei diesemThe-
ma. Wo jedoch keine Regeln
gelten, blühen die illegale Ge-
schäfte. Politik
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Das Umsteuern
war notwendig
EVAQUADBECK sieht dieWende in derMigrationspolitik positiv.

Die Vereinbarungen zur
Migrationspolitik zwi-
schen Bund und Län-

dern waren eine schwere Ge-
burt –mitWehen bis in den frü-
hen Morgen im Kanzleramt.
Die zähen Stunden der Ver-
handlungen sind aber unerheb-
lich, wenn am Ende ein wirksa-
mes Ergebnis steht, das dauer-
haft von allenmitgetragen wird.
Danach sieht es nun aus.

Die Gangart in der Migra-
tionspolitik hatte sich schon vor
Montag verschärft – beispiels-
weise durch die vom Bundesin-
nenministerium auf den Weg
gebrachten neuen Abschiebe-
regeln und die bereits laufen-
den Grenzkontrollen. Mit dem
17-seitigen Papier, das unter an-
derem die verstärkten Grenz-
kontrollen als dauerhaft bekräf-
tigt, beschleunigte Asylverfah-
ren vorsieht und auch bei den
Leistungen für Asylsuchende
ansetzt, konnten sich Bund und
Länder nun auf substanzielle
Änderungen einigen. Es sind
klare Verschärfungen, die Wir-
kung entfalten werden, wenn
die entsprechenden Gesetze
tatsächlich zügig auf den Weg
gebracht werden.

Von einem „historischenMo-
ment“ zu sprechen, wie es der
Kanzler tat, ist sicherlich über-
trieben. Lautstark die Bilanz zu
ziehen, das reiche alles nicht,
wie es von der Union tönte,
wird den Ergebnissen aber
auch nicht gerecht. Zumal na-
tionale Maßnahmen alleine oh-
nehin nicht ausreichen, um in
den Herkunftsländern das Si-
gnal zu setzen, dass keine
Chance auf legale Einwande-
rung hat, wer sich aus ökono-
mischen Gründen auf den Weg
nach Europa macht.

Deutschland ist in der Mig-
rations- und Integrationspolitik
zu lange zu lax und zu blauäu-
gig gewesen. Ein Umsteuern
war notwendig. Nun sollte aber
auch nicht das Kind mit dem
Bade ausgeschüttet werden. Im
Gegenteil: Es braucht eine Poli-
tik, die dem Slogan von Huma-
nität undOrdnung endlich glei-

chermaßen gerecht wird. Die
nun getroffenen Vereinbarun-
gen sind dafür eine brauchbare
Vorlage. Für die Stimmung im
Land und den Zusammenhalt
der Gesellschaft ist es nicht nur
vonnöten, dass Bund und Län-
der diese Maßnahmen prak-
tisch umsetzen. Zwingend wäre
es auch, dass die Verantwortli-
chen in der Kommunikation an
einemStrang ziehen und das Si-
gnal aussenden: In der Migra-
tionspolitik gibt es eine Wende,
und sie wird vollzogen.

Die Landtagswahlen in Hes-
sen und Bayern waren aus-
schlaggebend dafür, dass die
Ampel-Regierung in der Migra-
tionspolitik eine Kurskorrektur
vorgenommen hatte. Alle drei
Parteien waren von denWähler
abgestraft worden. Zudem zeig-
ten die Ergebnisse in Hessen,
dass die AfD auch imWesten
angekommen ist. Die Analysen
derWählerwanderungen beleg-
ten, dass die Migrationsfrage
tatsächlich denHauptgrund für
den Ruck nach rechts darstellt.
Die Bundesregierung hatte also
gar keine andereOption, alsmit
einer Wende in der Asylpolitik
das Zeichen zu setzen: Wir ha-
ben verstanden. Umso wichti-
ger wäre es, dass es dem Kanz-
ler nicht nur gelingt, ein ordent-
liches Konzept in der Migra-
tionspolitik vorzulegen, son-
dern die Opposition und die
Länder so weit mitzunehmen,
dass man die Ergebnisse auch
gemeinsam als Erfolg verkauft.

Wirklich Aufbruchstim-
mung hat Scholz mit seinem
Deutschlandpakt, in dem die
Themen Planungsbeschleuni-
gung und Migration verquickt
wurden, nicht erzeugt. Dabei
sind beide Vorhaben absolut
zentral, um Deutschland aus
der aktuellen Wirtschafts- und
der politischen Stimmungskrise
herauszuholen. Möge die Um-
setzung der Beschlüsse besser
gelingen als ihre Kommunika-
tion darüber. Politik
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redaktion.politik@mz-web.de
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Zu „Freispruch bleibt für immer“,
Thema: Freigesprochener Mord-
verdächtiger darf nicht erneut an-
geklagt werden
MZ vom 1. November
Für mein Rechtsverständnis ge-
hören die zu diesem skandalösen
Urteilsspruch gelangten Richter
auf die Anklagebank, da sie das
Recht beugen – das Recht der
Opfer auf Gerechtigkeit. Wenn
es, wie die fortschreitende Wis-
senschaft gezeigt hat, neue Me-
thoden zur Beweisführung
(DNA-Bestimmung) gibt, muss
es zum Gesetz werden, diese
auch anzuwenden. Auch das
deutsche Grundgesetz kann
nicht für alle Zeiten in der jetzi-

gen Form in Stein gemeißelt Be-
stand haben. Die Welt und man-
che Sachlagen ändern sich im
Laufe von Jahren und demmüss-
te Rechnung getragen werden.
Hannelore Heubner, Dessau

Zu „AfD-Bürgermeister geht
gegen Medien vor“, Thema: Han-
nes Loth will sich gegen „böswilli-
ge“ Schlagzeilen wehren
MZ vom 28. Oktober
Wirklichkeit lässt sich nicht
durch „markige“ Sprüche und
große Versprechungen verän-
dern. Hannes Loth ist in der
Wirklichkeit angekommen und
muss feststellen, dass sich mit
den Rezepten des Populismus

(was anderemachen, istMist; wir
haben Recht und können alles
besser) weder in der Kommunal-
politik noch woanders ein nahr-
haftes Gericht herstellen lässt.
Menschen wählen Populisten,
merken dann aber, dass die
„Heilsbringer“ kein Heil bringen.
Die Kita wird teurer. Der Fach-
kräftemangel lässt sich nicht da-
durch beseitigen, dass wir alle
Ausländer ausweisen. Das merk-
te Italiens Premierministerin Gi-
orgia Meloni, die 500.000 Men-
schen nach Italien holen will, da-
mit die Wirtschaft wächst. Im
Kleinen wie im Großen: Großes
Maul und nichts dahinter.
Siegfried von der Heide, Halle

ZAHLDES TAGES

14.800
Tonnen Gänsefleischwurden laut Statistischem Bundesamt im
Jahr 2022 nach Deutschland importiert. 2021 waren es demnach
noch 18.200 Tonnen. Innerhalb von zehn Jahren sei die Menge
sogar um knapp ein Drittel (32,8 Prozent) gesunken, hieß es an-
lässlich des bevorstehendenMartinstages (11. November).

WORTWÖRTLICH

Wayne Rooney
„Als ich Anfang 20 war, war Alkohol meine Befreiung. Ich ging
nach Hause, verbrachte dort ein paar Tage und verließ das Haus
nicht. Ich trank, bis ich fast ohnmächtig wurde. Ich habe nicht in
der Nähe von Leuten sein wollen.“ FOTO: DPA

Der englische Ex-Fußball-Nationalspieler über den Karrierebeginn

KALENDERBLATT

8. November 1939
Anschlag: Im Bürgerbräukeller in München scheitert der Versuch
des Schreiners Georg Elser, Adolf Hitler mittels einer selbstge-
bauten Bombe zu töten. Der Einzeltäter wird wenig später beim
Versuch verhaftet, in die neutrale Schweiz zu fliehen. Nach fast
sechs Jahren KZ-Haft wird Elser 1945 hingerichtet.

Die Gefahr von rechts
Ja, die Landes-AfD ist extremistisch. Ein Verbot ist dennoch nicht in Sicht.

Und nun? Was bringt das
jetzt? Das sind die Fra-
gen, die sich nach der

Verfassungsschutz-Entschei-
dung zum AfD-Landesverband
Sachsen-Anhalt viele Menschen
stellen werden. Nach einer lang-
wierigen Prüfung ist die Partei
nun also amtlich als rechtsextre-
mistisch eingestuft. Unmittelba-
re Folgen hat das aber kaum. Die
AfD wird nicht verboten, sie darf
weiter agitieren, an Wahlen teil-
nehmen und staatliche Parteien-
finanzierung empfangen. Was al-
so soll das Ganze?

Dass die führenden Politiker
der Landes-AfD zentralen Wer-
ten des Grundgesetzes den
Kampf angesagt haben, kann kei-
nen wundern, der Nachrichten

verfolgt. Die AfD sucht keine Lö-
sungen für politische Probleme,
sie markiert Feinde. Herabwür-
digende Formulierungen durch-
setzen die Reden im Landtag, sie
werden Tag für Tag in den Dis-
kurs geträufelt. Noch weitaus be-
klemmender ist der Eindruck,
den man bei öffentliche Kundge-
bung der Partei gewinnt: Der gei-
fernde, hasserfüllte Duktus wird
dem der historischen National-
sozialisten immer ähnlicher. Na-
türlich ist der AfD-Landesver-
band extremistisch. Der Verfas-
sungsschutz konnte zu keinem
anderen Urteil kommen.

Die Zitatensammlung, auf die
sich die Behörde stützt, kann
eines Tages auch in einem Ver-
botsverfahren eine Rolle spielen.

Für die nahe Zukunft ist das aber
nicht zu erwarten. Der Antrag
müsste von einem der Verfas-
sungsorganeBundestag, Bundes-
rat oder Bundesregierung kom-
men – und diese würden sich
stets dem Verdacht aussetzen,
eine unliebsame Konkurrenz
ausschalten zu wollen. Also
bleibt es der demokratischen
Mehrheit der Wähler überlassen,
den Vormarsch der Extremisten
aufzuhalten. Hilfreich wäre es,
wenn der Verfassungsschutz sei-
ne Materialsammlung und die
Bewertung veröffentlichen wür-
de. So manchem würde das die
Augen öffnen. Seite 1
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„Die AfD sucht
keine Lösungen
für politische
Probleme, sie
markiert Feinde.“

Zu „Mangel trotz Leerstands“, The-
ma:Obwohl in Sachsen-Anhalt vie-
le Wohnungen nicht vermietet
sind, ist es vor allem für Familien
nicht leicht, eine passende Bleibe
zu finden
MZ vom 30./31. Oktober
Es ist schön, dass es in Sachsen-
Anhalt einen Direktor des Ver-
bands für Wohnungswirtschaft
gibt. Aber wozu eigentlich? Es ist
festzustellen, dass es in Sachsen-
Anhalt einen Leerstand von
32.000 Wohnungen gibt. Das ist
eine für mich nicht nachvollzieh-

Mieterhöhungen aus Geldgier
bare Zahl – allein schon wegen
der übergroßen Nachfrage nach
Wohnraum. Was sagen die gro-
ßen Wohnungsgesellschaften
zum Beispiel in Halle konkret da-
zu? Und was gedenken sie zu
tun? Bleistifte dürften nun genug
angespitzt sein, also ran an das
Problem! Warum zieht es einen
Großteil der Menschen in die
Städte? Vielleicht wurden die
ländlichen Gemeinden bewusst
und vorsätzlich vernachlässigt.
Die Versorgung und die Infra-
struktur auf dem Lande sind im-

mer weniger gewährleistet – aus-
schließlich aus Kostengründen.
Sind wir nun ein Sozialstaat oder
nicht? Man zäumt das Pferd von
hinten auf, wenn man sagt, die
Nachfrage nach den vorhande-
nen Wohnungen sei nicht mehr
da, weshalb man abreißen muss.
Und dass für die Schaffung or-
dentlicher Strukturen auf dem
Land kein Geld vorhanden sei,
stelle ich absolut infrage. Geld ist
in Deutschland im Überfluss
vorhanden. Es wird mit großen
Händen überschwänglich ausge-

geben. Viele würden gerne grö-
ßere Wohnung gegen kleinere
tauschen. Das geht aber nicht,
weil die kleinere Wohnung nicht
selten ebenso teuer oder gar teu-
rer ist. Mit jedemWechsel wird
die Miete erhöht. Warum? Geld-
gier? Das soll sozial und volks-
nah sein? Wohnungstausch
gleich Vertragstausch – das wäre
die Lösung. Das aber geht nur in
Österreich und nicht im Büro-
kratie-Staat Deutschland.
Eckhard Vater
Halle
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